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50 Jahre Parlamentsvorsteher in der HGO -
das unbekannte Jubiläum

Ulrich Dreßler, Wiesbaden *

Die lnstitution des eigenständigen Vorsitzenden
der Gemei nd eveftretu ng / Stadtverord netenvorste-
hers feiert nach ihrer (Nieder-)Geburt im Som-
mer des Jahres 1950 in diesem Jahr ihren
fi. Geburtstag. Denn das dafür maßgebliche
HGO ÄnderungsgeseE vom 7.6.1950 (CVBt.l
5.115) ist mit seiner Verkündung am 19.7.1950 in
Kmft getreten.

Weder die lange Geschichte des ergenständigen
Vorstehers der Gemeindeveftretung noch die
konkreten Umstände, die zu seiner (VVieder)Ein-
führung nach dem 2. Weltkrieg geführt haben,
sollten ln Hessen in Vergessenheit geraten. Das
gilt 50 Jahre danach in besonderem Maß, haben
doch im Rahmen der Kommunätrechtsnovelle
1999 einzelne Bürgermeisfer bereits die Forde-
rung erhobenl, die Magistmtsverfassung abzu-
schaffen und ihnen (nicht nur die in der Koali-
tionsvereinbarung vom März 1999 vorgesehenen
zusäElichen Rechte, sondern) nach süddeut-
schem Vorbild auch den ,,Ratsvorsi?" einzuräu-
men2.

Hessen war das erste Bundesland nach dem
2. Weltkieg, das - unmittelbar nach seiner Ent-
stehung am 19.9.19453 - seinen Gemeinden auf
Geheiß der Ameikaner eine neue Gemeinde-
ordnung ,,zur Veffügung stellteu, utn den von
der Besaäungsmacht gewünschten Aufbau der
Demokratie von unten nach obena zu bewerkstel-
ligens. Der Aufbau der Demokratie soltte auf der
kommunalen Ebene beginnen und das Volk soltte
intensiv daran beteiligt werden; insbesondere
sollten daher so früh wie möglich Kommunalwah-
len ermöglicht werden6.

Dr'ese Gemeindeordnung wurde am 2l.l2.lg4S
erlassen und am 10.1.1946 im Gese?- und Ver-
ordnungsblatt für Groß-Hessen veröffenilicht
(GVBI.lS.l). Sie hieß zunächst (irftümlich) ,,Deut-
sche' Gemeindeordnung"; dl'ese überschrift

.Ulich Dreßler ist Ministeialrat im Hessischen Ministerium des lnnern
und für Spott

wurde am 9.4.1946 in Groß-Hessische Gemein-
deordnung berichtigt (GVBI., S. 99).

Die Groß-Hessrsche Gemeindeordnung (G-HGO)
begnügte sich aus verständlichen Gründen da-
mit, die Bestimmungen der Deutschen Gemeinde-
ordnung von 1935 (DGO) unter Ausschaltung der
rein nationalsozialistischen Vorschriften zu über-
nehmen. Damit war dem pral<tischen Bedürfnis
der Gemeinden, eine sichere Rechtsgrundlage
für ihre Verwaltung zu erhalten, einstweilen
genüqtg. Daruber, dass hiermit eine endgültige
Lösung des neuen Gemeinderechts nicht herbei-
geführt werden konnte, sondern nur eine Über-
brückung der Übergangszeit ermögticht wurde,
waren sich alle Beteiligten von Anfang an klar

Ein (einziger) innovativer AnsaE war allerdings
bereits in der Groß-Hessrschen Gemeindeord-
nung enthalten, der für die spätere Entwicklung
der Hessrbchen Kommunalvertassung von enor-
mer Bedeutung sein sollte: Nach §6Abs.3 dieser
Gemeindeordnung konnte jede Gemeinde in
Hessen durch Hauptsa2ung bestimmen, dass die
Verwaltung der Gemeinde nicht in den Händen
des Bürgermeisters, sondem eines kollegialen
G e m e i n d ev orsfands (M ag i strats) I i eg e n so I lte.

Di e Ei nse2u ng ei ner kol I egi alen Verwaltungsspit-
ze bedeutete für die meisten hessischen Gemein-
den die Möglichkeit, zur hergebrachten Tradition
zurüclaukehren. Denn nach dem deutschen
Krieg von 1866 war der weitaus größte Teit des
späteren Hessens (insbes. Frankfurt, Nassau und
Kurhessen) zu Preußen gekommen (preußische
P rov i nz H e ssen-Nassau m it d e n Reg i e ru n g s bezi r-
ken Wiesbaden und Kasse/) und hatte auf diesem
Weg die Magistratsverfassung kennen gelemts.
Mit dem Magistrat konnte man außerdem die
Distanzierung zum 3. Reich, namenilich zur allzu
starken Stellung des Bürgermeisterc in der
DGO',, eindrucksvoll dokumentieren. Nach der
DGO 1935 hatte der Bürgermeister die Gemein-
deverwaltung in voller und ausschtießlicher Ver-
antwortung geführt und insbesondere auch die
SaEungsgewalt ausgeübt. (Der Gemeinderat
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hatte lediglich die Aufgabe wahrgenommen, ihn
zu beraten und bei der Bevölkerung Verständnis
für seine Maßnahmen zu wecken.) 

-Beigeordnete

als Veftreter des Bürgermeisters wären zwar
möglich gewesen, jedoch hatte es dem Bürger-
meister frei gestanden, jede Angetegenheit zu jöder
Zeit an sich zu ziehen. Die (empfohlenen) Bespre_
clun_gen mit den Beigeordneten hatten tediglich
der Beratung des Bürgermeisters gedient; (ttiehr_
heits-) Beschlüsse waren in diesen SiEungen
nicht gefasst worden. An dieser Roltenverteilung
zwischen dem Bürgermeister und dem Beigeori
neten, insbes. an der Befugnis, jede Angelegen_
nett an sich zu ziehen, hielt die G-HGO für den
von ihr vorgesehenen Regelfalt, die Bürgermeis-
terveiassung, fest. Wollten d ie Gemeindeveft re-
ter einen deraft starken Bürgermeister vermeiden,
mussten sie durch Fes egung in der Hauptsat_
zung an die Stelle des Bürgermeisters den Magis_
trat sez.en.

ln der Folgezeit machte eine ,,große Anzahl,,,, von
Qemgiden von der Mögtichkeit des §6 Abs.3
G-HGO Gebrauch; fast a e kreisfreiin Städte
sowie zahlreiche miftlere und kleinere Städte
fü h ften die Magistratsveiassu ng alsbatd w ieder
einl'z. ln Wiesbaden z. B. sland die Einführung der
Magistratsverfassung bereits auf der Tageiord-
nung det ersten Sitzung der Stadtverordnetenver_
sammlung am 2.7.1946; der Oberbürgermeister
teilte dazu mlt, dass er wie auch dE anderen
besoldeten Herren der Stadtverwattung ge-
sch/ossen die Auffassung vefträten, aass äre 

-Ors

7933 
-bestehende Magistratsvertassung wieder

eingefühtt werden solle. Sogar im früheien Volks_
sfaat Hessen übernahmen größere Gemeinden
den Magistrat als kollegiale Spitze der Vervval_
tung'3.

ständige Stadtuerordnetenvorsteher als ein
wesentlicher Bestandteil der Magistratsverfas-
sung'a fest verankeft.

rl

Daraufhin dängte das Hess/bche tnnenministeri-
um im Rahmen seiner schon damals bestehen_
den SchuZfunktion für die Gemeinden (§B
Abs.2 G-HGO) auf eine Ergänzung der Göß_
Hessischen Gemeindeordnung. tÄmer wieder
waren Gemeinden an das Kommunalministeium
wegen des Erlasses einer,,Magistratsordnung,,
herangetreten,,, legale Stadtverordnetenvär_

ltph?t':1, sollten der Vergangenheit angehören.
Nachdem insbesondere die Frage aufjeworfen
wurde, ob unter Vorsiz. eines Stadtverordneten_
vorstehers gefasste Besch/üsse möglicherweise
nichtig oder doch anfechtbar selen, besch/oss
die Landesregierung am 13.12.1949 dem (Ersten)
Hessrschen Landtag den Entwurf eines ,,Repa'-
raturgesezes" vorzulegen,o. Die Hesslsche Ge_" meindeordnung - so lautete mittterweite die offi_
zielle Bezeichnung - wurde daraufhin mit Gesetz
uom 7.6195A dahingehend geändert, dass dle
Gemeinden in ihrer Hauptsazung nunmehr auch
bestimmen konnten, dass anste//e des Bürger_
mersfers ein besonderer Vorsteher der be-
meindevertretung den Vorsiz in der Gemein_
deveftretun-g 

^ausübt 
(Art.2 des Änderungs_

gese2es fühfte in die Gemeindeordnung äm
Ende ihres 5- Teils ,,Verwattung der Gemäinde"
einen neuen §59b ern, der senerseifs dle s§g2
bis 59a für Gemeinden mit kollegiatem AeÄZin-
d evo rstand m od i fi ziefte).

Das Änderungsgesed bestimmte ausdrücktich,
dass der,,Vorsteher der Gemeindevertretung;,
(in Städten: Stadtverordnetenvorsteher) von d-er
G.emeindevertretung aus ihrer Mitte g"ianf *ii,
dass er an der Abstimmung teilnimmt und dasi
bei Stimmengleichheit in der Gemeindevertre_
tung nicht etwa ein Stichentscheid des Bürger_
,.",:t"lt *! Tragen kommL sondern der An"trag
vielmehr als abgelehnt gilt. Weiterhin *", 

"ri_d rückl ich festgehalten, dass der Stadtverord ne_
tenvorsteher und nicht der Bürgermeister verant-
wortlich ist für die Zusammenrifung der Gemein_
deye(retung, für die untezeichnuÄg der Nieier_
schrift über ihre Beratungen und fir den Vorsit
rn Ausschüssen. Ausdrücklich wurden auch die
Besch/üsse, die unter Verstoß gegen aie tü_
h'er! S?.. Re.cl.ßt9qe zu stande gekbÄ men waren,
ge.heilt: Aftikel lll des Änderungsgese2es be_
:timmte, dass Besch/üsse und änäere Rechts_
handlungen der Gemeindeveftretung auch dann
whksam blieben, wenn anstetle aes-eUrgermi,i-
ters .der.Vorsteher de r Gemei ndevertreiu ng Äi_
gewirl<t hatte.

ln der Groß-Hessischen Gemeindeordnung fehtte
allerdings jedwede Vorschrift über die Ausge-
staltu ng der Magistratsverfassu ng - Demenß[re_
chend kannte §32 Abs.S G-HGb, wonach'der
Bürgermeister den Vorsitz,4 in der Gemeindever_
tretung fühfte, keine Ausnahme. Die meistenls
Städte mit Magistrat schränkten daraufhin die
Rechtsstellung des Bürgermeisters weiter ein und
mtssachteten sS2 Abs. g G_HGO. Sie se2ten
ei nen sel bstständigen Stadtverord nete nvorsteher
ein, der aus dem Kreis der Stadtverordnetenli6
gewählt wurde und den Vorsitz in der Stadtver_
ordnetenversammlung führte. lnsbesondere in
der Stadt Frankfuft am Main amtiefte bereits am
21.6. 1 946 wieder ein StadtverordnetenprasiaiÄ
mit. einem Stadtverordnetenvorstehe; an der
Spizen. lm Bewusstsem der Kommunen und
Kommunalpolitiker war offensich ich aer selOst_
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' Nachweise bei Dreßler, HSaZ 1999, 358, 366; dan Fotgen des
"Ratsvorsilzes" frr die Besoldung der Bürgemeist1r in den deut-
schen Bundesländem vgl. HSGZ 2000, 168, 170.

'z Umgekehft wurde allerclings auch berejts vorgeschlagen, die
Direktwahl aul alle Magistratsmitglieder auszudehnen (igt. Hoß,
FAZ v 28.9.1997: ,Wenn die Magistrate diekt gewählt weden
wütden"); zur entsprechenden Übung in Schleswig-Holstein seit
1848 vgl. von Unruh, DVP 1999, 58, 59; vgl. auch den Beicht übet
das 3. Speyeret Demokratielorum v. 27. bis 29.1o.tggg, nament-
lich den Vortftg des lnnsbrucker Vedassungsrechtters Esterbauer,
in DVBI 2000, 34, 35.

t Am 19.9.1945 erließ der Oberste Befehlshaber der amerikanischen
StreitkÄfte in Europa, General Dwight D. Ejsenhowet, die pro-
klamation Nt 2 an das deutsche Volk in der afieikanischen Zone,
mit det die drei Staaten Gro9-Hessen, Würllemberg-Baden und
Bayem gebildet wurden.

Danach sede srch Groa-Hessen, das später Hessan genannt
wurde, zusafihen aus defi Geblel des yolkstaafs Hesse, (Hes_
sen-Datmstadt) und der ehemaligen prcußischen provinz Hessen
Nassau (Kurhessen und Nassau). Wichtige Teile von Nassau und
Hessen-Damstadt wurden jedoch der ftunzösischen Besaaungs-
zone zugeschlagan und ah 30.8.1946 in das neugeschaflene Land
Rheinland-Pfalz eingegliedett. Hessen ehob stets den politischen
Anspruch auf Rückf1hrung dieset Gebiete, das tinksheinjsche
Rheinhessen und das Kemgebiet des aken Helzogtums Nassau
(die rechtsrheinischen Krcise ObeF und tJnterwesterwatd. lJnter-
lahn und St. Goaßhausen). Schon im Staatsgrundgesetz des
Staales Gro8-Hessen u 22.11.1945 hieB es, dle vorgenannten
Gebietsteile gehüteo "LZ nicht zu den Staatsgebief des Staates
Gro8-Hesse, ".

1956 wutde in diesen Gebieten aut ctund des Aft.29 Abs.2 GG
Volksbegehren durchgefühtt; in Nassau und Rheinhessen spta-
chen sich 25,3o/o und 20,2o/o det Stifinbercchtigten für eine
Angliaderung an Hesse, aus (vgl. Evers, Bonner Kofimentar,
4n.29 Rn 1O); nötig waren 10qa der Stimmberechtigten. Det
Bund zeigle in det Folgezeit alledings keile Eite bei der y'dßet-
zung det dadurch notwendigen Volksentscheide. Das Land Hes-
sen rcichte danuthin eine Organklage ein, die vom Bundesvar-
fassungsgedcht zwar am 11.7.1961 als unzulässig abgewiesen
wutde; jedoch stellte das Bundesvetlassungsgeicht obiter die
Verpflichtung des Bundes fest, die Gebietsbevötkerung nunmeht
über ihr6 Landeszugehöigkeit entscheiden zu lassen: und zwar
unabhängig uon det Frage det Wiedetuercinigung und der Einglie_
derung des Saadands (vgl. BVenGE 1 A, 54, g7). Endtich setzl; der
Bundesinnenminisler am 1 1.1 1. 1 974 den Abstimmungstag fest,
und zwar bereits auf den 19.1.1925! Die Mehrheit der AbstiÄmen;
den sprach sich nu in Nassau lür eine Angliedetung an Hessen
aus; auch hier wurde jedoch das notwendige euorum von 2]yo
!?r -Sti?nryrechtiSten 

nicht efteicht (vgt. Bundesanzeiger 1975,
Nr34 5.1 0. Eine hieryegen eingetegte Verlassungsbeichwerde
(wegen des übe§tüzt angesetzten Ternins, noch Aazu im Winter,
des exotbitanten Mittaleinsatzes der heinland-pfälzjschen Lan_
destegierung für ihrc Offen ichkeitsaheit, det einseitgen Beicht-
?Fla.ttung il den Tageszeitungen des Mifteht@i;_Vettags in
Koblenz und der 

-Vetweigerungshaltung des Südwestfunks) iude
vom Bundesveiassungsgeicht am 24.5.1976 ats unbeonnaet
vorwoden (vgl. BVedcE 42. 53 ff.).
Urngekehft blieben alletdings auch,Abwahderungs-Bestrebun_
ger" yo, südhess/schen cefieinaten nach Bade;_Würliembero
edolglos lvgl. Bveic, ttl. v. 30.5.1956, BVeTGE S, 56lt.).I So ausdrücklich: M.82 Abs.4 Bay.Ved.s Den Landtag gab es zu dieser Zeit treilich noch nicht: er wurde erslan 1.12.1946 (erstnats) gewählt. cese?e wurden ru dieser Zeit
noch von dem,Gro&Hessischen Staatsmlastenium" erlasser,
bestehend aus dem Ministetptäsidenten und neun Ministern.t Aese fanden denn auch in clen kleineren Gefieincten bereits im
Januar 1946 statt.

7 üe.irrtüdiche übemahme des Begtiffes 
"Deutsche" 

(cemeinde_
otdnung) ist nur mit dem gtuBen Zeitdruck zu erldärei, unter dem
d/es: 

-efle. Kommunalveiassung gefeftigt werden -r""t" f"oausdrücldich-auch der Abg- Bteek, FDe b;i der e6ten Lesung ;m
8.2.1950. 

-LT-Drucks 
Abt.t S.2S6gt. ttfacn Auskunft des "Abg.

wittrock (SPD) ehiett das f\abinett Geiter von den AmerikaneiÄ
den Auftrag, innehatb einer Ftist von 10 Tagen ein n.res eiÄiir-
deveiassungsrecht für Hessen zu schaftin (vgt. seine Rede iei
det ersten Lesung am 8.2.1950, LT-Dtuck. /ü,t.n S.Zsii1. o",

Abg. D. Raabe (CDU) offenbafte, nach seinen lnfohhationen habe
die Fist nur 24 Stunden betagen (vgl. seine Rede bei der eßten
Lesung am 8.2.1950, Lt-Dtucks. Abt.ltt 5.256A).

0 Die funktionierende kommunale Selbstuewaltung war für den
Wiederaufbau nach dem Kieg von entscheidendet Bedeutung.
Die Menschen eiuhren es nach dem Zusammenbruch des zei-
tralstaatlich otganisietTen 

"Diften Reiches,, am eigenen Leib, dass
es nicht der Staat, sondem vor allefi die Gemeinden warcn,
die ihnen hallen zu überleben, Mit seinem berühmten Aus-
spruch ,Gemeinden sind wichtiger als Lände/, traf Bundespäsi-
dent Theodot Heuss dahet am 7.12.1949 in Wiesbaden die Mei-
nung der meisten Büryer der Bundesrcpublik Deulschland.

' Ugl. Botchmann, DVBI. 1982, 1033 = HSGZ 1986,326: vgt. auch
Frankfurter Rundschau u 26.9.1992: ,125 Jahrc Stadtvelordneten-
versafifilung in Fftnkfun am Main gefeieft". Zur noch vjel länge_
t9n TFdlion der Magisttatsveiassung in WeZt vgt. He wig,
INE HStT 19U, 7. Det ehemals preußische Landesteit wude ;it
"etwa 

zwei üitteln des Landes" bemesse, (so der AW. Blaek,
FDe bei det zweiten L9sung am 26.4.1950, LT-Dtucks. Abt. t
5.2773) bzw. als 

"übergtuß" bezeichnet (so der Abg. Wifttock am
7.2.1952 im Landtag, vgl. LT-Drucks. AbLllt 5.794),
Zur abweichenden Entwicklung im GroßheEogtum Hessen-Darm-
stadt (später Volksstaat Hessen) vgt. Borchmann HSaZ 1980, 2
und von Arnim Döv 1992,330, s36.

Zum Einfluss der pteußischen Veiassung auf die f,essrbche Lan-
desvedassung vgl. Polley, Die Hess/sche yerfassu ng von 1946 und
ihre Vorbilder, in EiclEl/Möllet, 50 Jahre Veiassung des Landes
Hessen. Polley betort, dass Wiesbaden als Betatungson ejn
Hauptort der preußischen Provinz Hessen-Nassau gewesen wat
und dass zwei Drittel det Mitgliedet der Verlassungsberatenden
Versamrnlung gebüüge Preußen waren.

10 Vgl. Hoffmann, VB 1996,80,81 und Stargardt, DVp tggo,51,52.
n vgl. Ktüber DÖV 1950,639,640.
1'z Vgl. die Regieru ngsvorlage v. 1 4. 1, 1 950, LT-Drucks. Abt. l S. t 869,

Nlg. Begfindung.
13 so lnnenministet Zinoknn in seinet Einüingungsrede am

8.2.1950, LT-Drucks. Abt. t 5.256.

'4 Nlerdings gts. ohna Sthnmrecht eine gewichtige Ausnahme hatte
dieset GtundsaE allerdings bei Stimmengteichheit untet den
Gefieindevefttetern.

1' vgl. Kübet a.a.O., 640

'a Der Begrift des Stadfuercrdneten, dem von der Stadt eine Verotd_
nung. ein Auftrag edeih worden ist, geht zutück aul die Stein'sche
Städteo rdnu ng von 1 808.

'1 vgl. Borchfiann, VR 1980, 391 , 992.
1s Vgl. dazu die Regietungsvodage vom 24.1.1950, LT_Drucks. Abt,l

Nr1390 5.1864, Begt zu s'gb 2ff.4; vgt. auch schon s116 der
Preußischen ("Stein\chen,) Städteordnung von 1 BOe.

ß 
:?1et /\bg. ü. Raabe (CDLJ) bei det ersten Lesung am 8.2.1g5O,
LT-Drucks. Abt, I 5. 2568.

ä V9!. 
lT-2ru1kt Ah! lNr 1390: urspfingtich ptante man, dje autge-

zeigte Rechtsunsicheheit im Rahmen det neuen Hesssc:hen
Gemeindeordnung zu beheben, jedoch rttctte aie Lanaesregi
ryng we9e!1 der zei ichen Ungewißheit ihter Verabschiedrng
davon ab (vgl. Regierungsvorlage u 24.l.tg11, LT_Drucks. Abt:t
Nr,390 S.7863, a g. Begr). Das Vorziehen des nepanturgÄi
zes erw/es s,bh im nachhinein jedoch als ichtige Entsch;dung,
denn det im Augusl l9SO eingebrachto Entwutl-dor tanaesregä-
rung für eine neue HGO (LT-Druct§. Abt.t Nt 156l wutde in-der
eßten Legislaturpeiode des Landtags nicht mehr verabschiedet.
Die neue HGO ist beknn ich eßt am S. Mai tg12 in Kraft ger;_
ten; sie machte die Magistratsveiassung bereits zum B;geta,tt,
nur kleinen Gemeinden unter 1OOO Einwahnern wurde ein-Wahl_
recht.ztuischea Magislrats- und B,genneisteruerfassung zuge_
standen. 

_zur Begündung wutde insbesondere Bezug geiomÄeo
auf das Unheil, das die Machtfütte von Einzetperso;;n wähtend
der Nazizeit sowoht lür ctie cesarntheit, abet aich lüt die einz;h;
aemende angerichtet hab, aul die Traclitjon der Magistntsver_
fassung in übergrcBen Teiten des LÄndes und daftui, dass die
kollegiale Veryattungsspize det demokatischen eesiatung der
kornmunalen Selbstuetwallung eher entspreche (vgl. die Recl-e des
Abg. Wifttock im Hess. Landtag am 7.2.1952, Li-Drucks. Abt.li
s.794).
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